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Einleitung
M itte der 1980er Jahre fanden in A rgentinien drei E rhebungen der Streit­
kräfte statt, die trotz ihres beschränkten Erfolges Zweifel hinsichtlich der 
K onsolidierung der D em okratie und  der M öglichkeit eines erneuten 
Staatsstreiches aufkom m en ließen. D er vorerst letzte A ufstand fand 1990 
statt, w urde rasch gewaltsam unterdrückt und  hinterließ ein Saldo von 
m ehreren Toten. Seitdem nahm  die Ü berzeugung zu, dass die N ation  da­
m it den Zyklus von Staatsstreichen überw unden habe. D ie Spielräume 
der Streitkräfte w urden eingeschränkt, sie sind nicht dazu in der Lage, die 
allgemeine politische T agesordnung gemäß ihren Interessen zu gestalten 
u nd  können auch in sicherheitspolitischen Fragen keinen dom inierenden 
Einfluss ausüben. T ro tzdem  bedeutet dies weder, dass autoritäre K o n ­
zeptionen vollständig aus den militärischen Institutionen verschw unden 
wären, noch dass die Streitkräfte sich durch tiefe Ü berzeugungen im 
Sinne einer Verteidigung der D em okratie auszeichnen würden.
Bei den folgenden Betrachtungen wird sich zeigen, dass sich die 
Streitkräfte nach wie vor in die nationale Politik einmischen. Zw ar haben 
die Streitkräfte die Spielregeln der D em okratie akzeptiert, sie halten sich 
selbst als politischen A kteur jedoch nicht für völlig unentbehrlich. Diese 
H altung ist insofern beunruhigend, als sie an die in autoritären Phasen 
kultivierten Praktiken anknüpft und der Ungewissheit über die dem okra­
tischen Ü berzeugungen der Militärs neue N ahrung  gibt. E in  Staatsstreich 
ist allerdings deswegen nicht am H orizon t auszum achen. D ies hängt 
auch m it den globalen D em okratisierungstendenzen, m it den durchge­
führten Staatsreform en im  Sinne von  M odernisierung und  M arktöffnung 
sowie m it den A uswirkungen beständigen D rucks von  Seiten der Zivilge­
sellschaft zusam m en. Zweifellos w urden bei der Dem ilitarisierung der 
argentinischen Gesellschaft Fortschritte gem acht, auch w enn ein V er­
gleich der Realität m it theoretischen K onzepten  von A utoren wie H u n ­
tington und  Stepan bedeutende Schwächen im  H inblick au f das Idealm o­
dell ziviler Suprem atie belegt.
D ie T ransform ation der Rolle der Streitkräfte ist auch im  Zusam ­
m enhang m it deren Scheitern bei der Führung des Staates sowie au f mili-
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tärischer E bene zu sehen. H inzu kom m en externe Faktoren wie die U n­
sicherheiten nach dem  E nde des Kalten Krieges und  interne A spekte wie 
die A usw irkungen der K ürzungen im M ilitärhaushalt. Z ur M ission der 
Streitkräfte gehört es nicht m ehr, W ächter der N ation gegenüber einem 
hypothetischen V ordringen des K om m unism us im Inneren zu sein. 
A uch im  H inblick auf die Landesverteidigung gegenüber externen Be­
drohungen hat sich die Situation grundlegend verändert, denn die G eg­
ner von  einst sind heute Parm er im  Rahm en eines integrierten Marktes.
Allerdings bleiben einige Fragen offen, beispielsweise: W elche A us­
w irkungen haben die nicht eliminierten V orrechte der Militärs au f die 
dem okratischen Institutionen? W elcher Strategien bedienen sich die 
Streitkräfte, um  zum indest einen Teil ihrer M acht zu bewahren? W elche 
H altung w ürden die O ffiziere im  Falle einer Krise der D em okratie ein­
nehm en? Beeinträchtigt die Identitätskrise der Streitkräfte die Stabilität 
der Dem okratie? Vielleicht m üssen wir erkennen, dass die dem okrati­
schen G esellschaften trotz des Fortbestehens einer wenig liberalen und 
toleranten politischen K ultur in vielen Ländern Lateinamerikas selbst 
dann Fortschritte verzeichnen können, w enn weiterhin Praktiken existie­
ren, die gegen das Regime gew andt sind.
Selbst in Ländern, in denen die Militärs noch über beachtliche V or­
rechte verfügen, ist es der D em okratie gelungen, Fortschritte au f G ebie­
ten zu erzielen, die von  den Streitkräften m it besonderer A ufm erksam ­
keit beobachtet werden; dies betrifft u.a. die Anklagen wegen M enschen­
rechtsverletzungen, K ürzungen in den M ilitärhaushalten, die Partizipati­
on der Parlam ente bei Fragen der Verteidigungspolitik und  die A bset­
zung von  führenden militärischen A m tsträgem  (D iam int 1999). Solche 
Entscheidungen w urden von den argentinischen Zivilregierungen getrof­
fen und  sprechen für einen Strategiewechsel der herrschenden Eliten, die 
nicht länger als V erbündete der Streitkräfte angesehen w erden können. 
Im  V erlauf des vergangenen Jahrzehnts hat sich in A rgentinien eine neue 
politische M atrix herausgebildet, eine neue Form  der wechselseitigen Be­
ziehungen zwischen A kteuren und  Institutionen (Acuña 1995). Z ur Bei­
legung von  Interessenkonflikten zwischen den verschiedenen Akteuren 
gelten heutzutage die Spielregeln der D em okratie und  nicht G arantien 
von  Seiten der Militärs. Angesichts dieser neuen K onstellation mussten 
auch die Streitkräfte nach neuen Form en suchen, um  sich einen gewissen 
G rad  der E influssnahm e au f das politische und  soziale G eschehen zu 
bewahren. Ihre erste Priorität gilt dabei der V erteidigung der eigenen In­
stitution (Zagorski 1992).
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Im  folgenden A bschnitt w ird geschildert, wie m an in A rgentinien 
w ährend des Übergangs zur D em okratie m it dem  Them a Streitkräfte 
um gegangen ist. A nschließend wird die Strategie der Regierung M enem  
gegenüber den Streitkräften untersucht. Im  dritten A bschnitt erfolgt eine 
Analyse der m ilitärpolitischen Entscheidungsprozesse. D er vierte A b­
schnitt bezieht sich auf die zivil-militärischen Beziehungen. Als fünfter 
A spekt wird die V erteidigungspolitik analysiert.
Der U m gang mit den Streitkräften unter Alfonsin
D ie letzte M ilitärdiktatur (1976-1983) hatte sich selbst als „Prozess der 
nationalen Reorganisation“ bezeichnet und  war m it dem  A nspruch ange­
treten, die „O rdnung  w iederherzustellen“, doch als sich die Militärs 1983 
in die K asernen zurückziehen m ussten, w aren sie sowohl politisch als 
auch militärisch auf der ganzen Linie gescheitert. D er A nfang vom  E nde 
der D iktatur begann m it dem  verhängnisvollen Fehler, sich au f eine krie­
gerische A useinandersetzung m it der wichtigsten M ilitärmacht W esteu­
ropas einzulassen und  m achte deutlich, wie sehr sich die Militärs h in ­
sichtlich der internen und  externen politischen Situation geirrt hatten. 
D ie Bilanz der D iktatur war aber auch sonst in jeder H insicht katastro­
phal. E ine zerrüttete Verwaltung, das moralische Versagen, die E rh ö ­
hung der A uslandsschulden von  7 Milliarden US$ (1976) au f 44 Milliar­
den US$ (1984), die V erstöße gegen die M enschenrechte, die heftigen 
Angriffe gegen die R echtsordnung, dies sind einige Beispiele für das E r­
be der D iktatur, die erklären können, w arum  die Rolle der Streitkräfte 
von  der argentinischen Gesellschaft grundlegend in Frage gestellt wurde. 
D ie Militärs sahen sich m it einer ganzen Palette von V orw ürfen konfron­
tiert: K orruption , Bürokratisierung, Ineffizienz und Disziplinlosigkeit. 
N ach der Niederlage gegen G roßbritannien blieb den Streitkräften ein 
Jahr, um  ihren Rückzug in die K asernen zu organisieren. D ie Streitkräfte 
w aren besiegt w orden, aber nicht vernichtet, weshalb es ihnen auch w äh­
rend der Regierungszeit von  Raúl A lfonsin w iederholt gelang, ihren kor­
porativen Interessen G ehör zu verschaffen.
Sieben Jahre M ilitärdiktatur hatten  in vielerlei H insicht ihre Spuren 
hinterlassen, von  den politischen Parteien, den G ew erkschaften und  Be­
rufsverbänden bis hin zu den U niversitäten und  den Praktiken des tägli­
chen Zusam m enlebens (Rouquié 1988). D ie neue zivile Regierung m uss­
te nicht nur ein zerrüttetes Land verwalten, sondem  gleichzeitig die Re­
konstruktion eines sozialen G eflechts unterstützen, dessen Institutionen 
stark in M itleidenschaft gezogen waren. D ie Regierung A lfonsin (1983-
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1989) tat sich schwer damit, eine kohärente und entschiedene Politik in 
Militärfragen zu verfolgen. D ie Zivilgesellschaft verfügte ihrerseits nicht 
über die notw endigen K räfte und  Ressourcen, um  sich an der Lösung 
der entsprechenden Problem e zu beteiligen. D ie Regierung w ar nicht da­
zu in der Lage, den K onflikt m it den Streitkräften zu lösen und noch 
weniger, eine zwischen Militärs und  Zivilisten abgestim m te V erteidi­
gungspolitik au f den W eg zu bringen.
Alfonsin begann sein M andat m it zwei D ekreten, die bereits w ährend 
des Präsidentschaftsw ahlkam pfes angekündigt w orden waren: A m  12. 
D ezem ber 1983 w urden gerichtliche U ntersuchungen gegen die führen­
den K öpfe der in den 1970er Jahren  aktiven G uerillaorganisationen an­
geordnet (D ekret N o. 157), einen Tag später U ntersuchungen gegen die 
M itglieder der drei M ilitärjuntas, die seit 1976 an der M acht gewesen w a­
ren (D ekret N o. 158). Gleichzeitig legte der Präsident dem  Parlam ent ei­
nen G esetzentw urf vor, der die A ußerkraftsetzung und  A nnullierung der 
von  den Militärs im  Septem ber 1983 verkündeten Selbstamnestie vo r­
sah.1
Im  Z en trum  der M ilitärpolitik der UCR-Regierung stand die Stär­
kung des Verteidigungsm inisterium s und  die V erabschiedung eines neu­
en Verteidigungsgesetzes. D as M inisterium  sollte eine effektive K on tro l­
le sow ohl über die Führung  der Streitkräfte als auch hinsichtlich des Mili­
tärhaushaltes, der G ehälter und  der P roduktion  von  R üstungsgütem  aus­
üben. E in  anderes Elem ent, m it dessen Hilfe die Legitim ität der Streit­
kräfte erneuert w erden sollte, w ar die M ilitärreform. „D ie M ilitärreform 
[...] muss einen neuen m oralischen T on  im  Rahm en des vollständigen 
Respekts gegenüber der verfassungsm äßigen O rdnung  gewährleisten“ , 
sagte Präsident A lfonsin in einer Rede vor der K am eradschaft der Streit­
kräfte aus Anlass der Feierlichkeiten zum  Unabhängigkeitstag am 9. Juli 
1985. E r  fügte hinzu:
Statt Verteidiger der nationalen Gemeinschaft zu sein, haben sich die Streit­
kräfte in deren Führer und Verwalter verwandelt, was einer Negation des 
entscheidenden Kerns der Rolle der Streitkräfte in einer zivilisierten, mo­
dernen und komplexen Nation entspricht [...]. (zitiert nach Clarín, 6. Juli 
1985: 3)
1 Das als „G esetz zur nationalen Befriedung“ bekannte D ekret 22.924 vom  22. Sep­
tem ber 1983 stellte den  letzten Versuch der Streitkräfte dar, die zukünftige verfas­
sungsmäßige Regierung auf eine ihren Interessen gemäße Politik festzulegen.
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D er G rund tenor dieser Kritik verdeutlicht den konfliktiven Stil, durch 
den sich die Beziehungen zwischen Streitkräften und  Regierung nach 
dem  Ü bergang zur D em okratie auszeichneten. U m  diese Beziehungen 
auf den rechten W eg zu bringen, setzte die Regierung auf folgende M aß­
nahmen:
1.) A bschaffung der Posten  der O berkom m andierenden der drei Teil­
streitkräfte, w odurch der G eneralstabschef zum  höchstrangigen O f­
fizier aufgew ertet wurde;
2.) E tablierung des V erteidigungsm inisterium s als politische Führungs­
instanz der Streitkräfte;
3.) U m w andlung des G em einsam en Generalstabs in ein O rgan zur In te­
gration und  Zentralisierung der Teilstreitkräfte;
4.) Reform  der M ilitärrechtsordnung und  des zivilen Strafprozessrech­
tes, die v.a. B erufungen gegen von  M ilitärtribunalen ausgesprochene 
Urteile v o r den Zivilgerichten ermöglichen sollte. M it dem  im  Feb­
ruar 1984 verabschiedeten G esetz 23.049 w urde der Tätigkeitsbe­
reich der zivilen Bundesgerichte als A ppellationskam m er ausgewei­
tet. In  erster Instanz behielt jedoch die Militärjustiz ihre Zuständig­
keit. D ie Regierung verfolgte die Idee eines Selbstreinigungsprozes­
ses innerhalb der Streitkräfte. D ies setzte aber voraus, dass diese die 
Illegitimität der im  K am pf gegen die Subversion angew andten Mittel 
anerkennen würden. D ie Reaktion der M ilitärgerichte entsprach die­
sen Erw artungen ganz und  gar nicht.
5.) E inrichtung gem einsam er Regionalkom m andos, um  die Zusam m en­
arbeit zwischen den W affengattungen zu verbessern.
D ie Reform vorschläge trafen auf diverse Schwierigkeiten. D azu  gehörten 
die wirtschaftlichen Problem e, das Fehlen von  H um anressourcen zur 
V erwirklichung des W andels, vo r allem aber der W iderstand von  Seiten 
der Streitkräfte, die nicht dazu bereit waren, die Legitim ität der zivilen 
K ontrolle anzuerkennen.
M it dem  Präsidialdekret 187/83  w urde die C O N A D E P  geschaffen, 
eine K om m ission zur U ntersuchung des V erschwindens von Personen 
w ährend der D iktatur. Ih r gehörten anerkannte Persönlichkeiten des öf­
fentlichen Lebens sowie aus unterschiedlichen parteipolitischen R ichtun­
gen an.2 D ie Exekutive vertrat die Ansicht, dass „die M enschenrechtsfra-
2 Es handelt sich um  Ricardo Colom bres, René Favaloro, I lilario Fernández Long, 
Carlos G . G attinoni, G regorio Klimovsky, Marshall Meyer, Jaim e F. de Nevares, 
E duardo Rabossi, Magdalena Ruiz G uiñazú und E rnesto  Sábato.
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ge nicht nur die öffentlichen Institutionen angeht, sondern die Zivilge­
sellschaft und  die internationale G em einschaft betrifft“, weshalb sie 
nicht dazu bereit war, der Forderung nach E inrichtung einer parlam enta­
rischen U ntersuchungskom m ission zu entsprechen. In  der T at fürchtete 
die Regierung die parteipolitische Instrum entalisierung einer derartigen 
K om m ission.
D ie Streitkräfte zeigten ein korporatives V erhalten und  sahen sich 
durch die Regierung herausgefordert, die sie global als Feind qualifizier­
ten. D as G efühl, von der Gesellschaft angegriffen zu w erden, verstärkte 
sich, als im  April 1985 der öffentliche Prozess gegen die ehemaligen 
K om m andanten der M ilitärregierung begann. D ie K luft zw ischen Zivilis­
ten und  Militärs vertiefte sich, w ährend die Regierungspartei die V erab­
schiedung eines Verteidigungsgesetzes verzögerte, das als R ahm en für 
die zivil-militärischen Beziehungen dienen sollte. Unerklärlicherweise 
w urde nicht versucht, sich au f eine gem einsam e Strategie m it der O p p o ­
sition zu einigen. D ie Regierungspolitiken, welche die V erantw ortlichen 
der M ilitärdiktatur zur Rechenschaft ziehen sollten, führten zur Schwä­
chung der Institution Militär als solche und  provozierten unerw ünschte 
Effekte. D ie Militärs konnten  — und  wollten — nicht die V orzüge einer 
konstitutionellen D em okratie erkennen sowie der Möglichkeit, sich ohne 
politische V erpflichtungen zu professionalisieren, auch w enn sie durch­
aus ihre D efizite im  H inblick auf die Verteidigungsaufgabe anerkannten.
D ie übereilte A ntw ort der Regierung auf die Spannungen bestand 
darin, „eine Situation der Rechtsunsicherheit zu beenden, was zur Be­
friedung der G em üter und  zur Sicherung des Zusam m enlebens zwischen 
allen A rgentiniern beitragen“ werde; per G esetz schränkte sie den Z eit­
raum  für die A ufnahm e neuer Prozesse wegen M enschenrechtsverlet­
zungen w ährend der D ik tatur stark ein ÇLey de Punto Final', „Schluss­
punktgesetz“).3 Es blieben lediglich zwei M onate Zeit, um  alle Anklagen 
wegen D elikten im  Zusam m enhang m it dem  K am pf gegen die Subversi­
on zu erheben. N ach A nsicht der V erfechter des G esetzes w ürden sich 
dadurch die G em üter der Streitkräfte beruhigen lassen. Gleichzeitig 
verbliebe der Bevölkerung noch eine gewisse Zeit, um  Anzeigen gegen 
die Militärs einzureichen. In einer verantw ortlichen und  für die Streit­
kräfte überraschenden A rt und  W eise bem ühten sich die Bundesgerichte 
jedoch darum, innerhalb des durch das G esetz konzedierten Zeitraum es
3 Dieses G esetz (23.492) verfügte die Einstellung der Strafverfolgung gegen jede Per­
son, die nicht innerhalb von 60 Tagen nach Inkrafttreten des Gesetzes durch ein zu ­
ständiges G ericht zur V ernehm ung vorgeladen wurde.
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alle Militärs, gegen die V erdachtsm om ente Vorlagen, gerichtlich vorzula­
den. D am it w ar die H offnung  der Regierung hinfällig, m it dem  Schluss­
punktgesetz könne m an die Ruhe innerhalb der Streitkräfte w iederher­
stellen. D ie Flut von  innerhalb kürzester Z eit au f den W eg gebrachten 
Strafverfahren führte eher noch zu einer V erstärkung der Unruhe.
Dieses Klima gab den Rahm en ab für ein anderes Phänom en, das 
der ersten post-diktatorialen Regierung großes K opfzerbrechen bereitete: 
die militärischen Erhebungen. D er erste A ufstand fand in der O sterw o­
che 1987 durch eine G ruppe von  O ffizieren un ter Führung von  O berst­
leutnant Aldo Rico statt. E r  begann m it der W eigerung des Majors E r­
nesto Barreiro, der V orladung durch das Bundesgericht m it Sitz in C or­
doba Folge zu leisten. D ie A ufständischen selbst bezeichneten ihr H an­
deln als „O peration  W ürde“ und betrachteten  es als ihre M ission, die 
E hre wiederzuerlangen und  die Disziplin w iederherzustellen. Sie sahen 
sich als H elden des M alvinas-Krieges und  als M ärtyrer des K am pfes ge­
gen die Subversion. Sie bildeten eine G ruppe, die gegen das System, d.h. 
gegen das republikanische und  dem okratische Regime agierte und  sich 
durch stark nationalistische und  fundam entalistische T endenzen aus­
zeichnete.
Im  Mai 1987 w urde ein zweites au f Initiative der Regierung erarbei­
tetes G esetz m it K onsequenzen für die juristische A ufarbeitung der 
M enschenrechtsverletzungen w ährend der D ik tatur verabschiedet, das 
sogenannte „G esetz über die G ehorsam spflicht“ (Ley de Obediencia Debi­
da; G esetz 23.521).4 D am it sank die A nzahl der Prozesse wegen M en­
schenrechtsverletzungen, die sich infolge des Schlusspunktgesetzes be­
reits au f 450 reduziert hatte, weiter, und  zwar auf etwa 100 Fälle. Im  V er­
lauf der V erhöre ging die Zahl au f 20 Fälle zurück und  zuletzt blieben 
nur noch 18 übrig.
Im  April 1988 w urde nach langen V erhandlungen und  D ebatten  mit 
den Militärs und  ihren zivilen V erbündeten  das Verteidigungsgesetz (G e­
setz 23.554) verabschiedet. D am it w urden die Aufgaben der Streitkräfte 
bei der Landesverteidigung definiert und  ihre Partizipation bei Fragen
4 In Artikel 1 des Gesetzes heißt es: „[...] können nicht strafrechtlich verfolgt werden 
wegen Delikten, au f die sich Art. 10, Absatz 1 des G esetzes 23.049 bezieht, weil sie 
in A usübung der Gehorsam spflicht gehandelt haben. [...] In solchen Fällen wird es 
als vollständig m it dem  Recht übereinstim m end betrachtet, dass die genannten Per­
sonen in einer Zwangssituation bei U nterordnung unter eine übergeordnete A utorität 
und in Erfüllung von Befehlen operierten, ohne die Fähigkeit oder die Möglichkeit 
zur Untersuchung, der O pposition  oder des W iderstandes gegen diese, hinsichtlich 
ihrer Angem essenheit oder Legitimität.“
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der inneren Sicherheit eingeschränkt. E in  N adonaler V erteidigungsrat 
(Consejo de Defensa Nacional, C O D E N A ) unter V orsitz des Staatspräsiden­
ten w urde eingerichtet. D ie A ufgaben des G em einsam en G eneralstabs 
w urden neu definiert. Es wurde festgelegt, dass binnengerichtete nach­
richtendienstliche Tätigkeiten keine Aufgabe der militärischen Einrich­
tungen sein durften.
Paradoxerweise w urden trotz der K onfrontation  zwischen Regierung 
und  Streitkräften in dieser Phase Pläne für eine strategische Bewaffnung 
entwickelt. Am  Beispiel des Raketenprojekts Condor II, welches m it ge­
heim en Fonds, deutscher Technologie und  finanziert durch arabische 
Länder vorangetrieben wurde, zeigt sich, dass es konkrete Planungen für 
die Streitkräfte gab. D ie Regierung betrachtete es als notw endig, m it ir­
gendeinem  Sektor der Streitkräfte ein Bündnis einzugehen. D er Luftw af­
fe fiel dabei eine privilegierte Rolle zu. Sie w ar von  allen W affengattun­
gen im  besten Z ustand und  sah sich den geringsten A nschuldigungen 
ausgesetzt. W eniger in Frage gestellt hinsichtlich des K am pfes gegen die 
Subversion und erfolgreicher im  M alvinen-Kneg, konnte sich die Luft­
waffe vom  negativen Image der anderen Teilstreitkräfte abgrenzen und 
es gelang ihr, ihre Bedeutung innerhalb der M ilitärstruktur zu erhöhen.
B em üht m an sich um  eine Bilanz der Verteidigungspolitik der UCR- 
Regierung, so sind au f der H abenseite zu verbuchen: die A ufw ertung des 
G em einsam en Generalstabs, die Ü bertragung des m ilitärisch-industriel­
len Kom plexes an das Verteidigungsministerium, die einheitliche G estal­
tung des M ilitärhaushaltes, die Ü bertragung der Funktion des O b er­
kom m andierenden auf den Staatspräsidenten. D azu kam en weitere M aß­
nahm en, die nicht vollständig um gesetzt w erden konnten, beispielsweise 
die U m strukturierung von G renz- und  W asserschutzpolizei sowie deren 
Beziehungen zu den drei Teilstreitkräften. A uch im  Bereich der militäri­
schen A usbildung w urden einige V eränderungen im  Sinne einer Ö ffnung 
gegenüber den zivilen Institutionen angestoßen. A u f der Sollseite kom m t 
m an jedoch nicht um hin zu betonen, dass eine transparente V erhand­
lungspolitik fehlte, die zur Ü berw indung der wechselseitigen Feindselig­
keiten beigetragen und zu einer D ebatte un ter E inschluss der gesam ten 
Gesellschaft geführt hätte.
D ie von Alain Rouquié 1988 gezogene Bilanz richtet den Blick auf 
eine weitere K onsequenz der Übergangsphase:
I c h  h a b e  d e n  E in d ru c k , d ass d ie M ilitärs a u fg ru n d  d essen , w as sie in  d e r 
O s te rw o c h e , in  M o n te  C ase ro s , e tc . e r le b t h a b e n  u n d  a u ch  w e n n  N o s ta lg ie n  
h in s ich tlic h  e in e r s ta rk en  M a c h t fo r tb e s te h e n  (u n d  das is t in  a llen  G e se ll­
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schäften so, egal wie stabil und demokratisch sie auch sein mögen), keine 
Anziehungskraft mehr auf bedeutende zivile Sektoren ausüben, wie dies vor 
1976 der Fall war, und man spürt mehr Bewusstsein dafür, dass die Institu­
tionen verteidigt werden müssen, denn alle, aus allen politischen Parteien, 
aus allen Sektoren, aus allen Ideologien sind sich darüber klar geworden, 
dass es keine guten Diktaturen gibt. Ich glaube, dass dies ein kultureller 
Wandel ist. (zitiert nach Pagina 12, 16. 11.1988: 10)
Als Carlos M enem  1989 die Regierungsgeschäfte übernahm , w aren die 
später erfolgten V eränderungen im  Bereich der zivil-militärischen Bezie­
hungen in keiner W eise absehbar. A usgehend von  einer Kontinuitätslinie 
zwischen dem  historischen Peronism us, der aus den Reihen der Streit­
kräfte hervorgegangen war, und  den V orw ürfen eines Paktes zwischen 
G ew erkschaften und  Streitkräften, die der spätere Präsident Alfonsin im 
W ahlkam pf 1983 gegen den Peronism us erhoben hatte, konnte m an da­
m it rechnen, dass die Militärs in der neuen peronistischen Regierung 
über einen V erbündeten  für die Verwirklichung ihrer V orstellungen ver­
fügen würden. D och  obw ohl eine der ersten M aßnahm en von Präsident 
M enem  in der Begnadigung zahlreicher wegen M enschenrechtsverlet­
zungen verurteilter Militärs bestand, veränderten sich die Beziehungen 
zwischen Zivilgesellschaft und  Streitkräften beträchtlich. M it der N ie­
derw erfung des letzten Carapintada-AuístíLnà&s ergab sich eine W ende, 
die zum  Teil au f interne Faktoren zurückzuführen war, wie A cuña/Sm u- 
lovitz (1995: 103-107) betonen:
Der wiederholte Bruch der Befehlskette sowie die Tatsache, dass die Unter­
stützung für die Anführer der Carapintadas zum größten Teil aus unterge­
ordneten Rängen kam, verdeutlichten der Heeresführung die Gefahren, die 
ein Erfolg der Rebellen für das Überleben der Institution mit sich gebracht 
hätte.
Beide dem okratischen Regierungen sahen sich m it Streitkräften konfron­
tiert, die zwar fragm entiert, aber nicht ohne weiteres dazu bereit waren, 
au f ihre traditionellen M achtbereiche zu verzichten. D ie vier bew affneten 
A ufstände w aren ein Reflex des Bem ühens um  eine stärkere Legitimation 
durch eine Infragestellung der politischen M acht. Sie spiegelten auch die 
vielfältigen in ternen Brüche innerhalb der Streitkräfte wider. D ie E rh e­
bungen w urden von  O bersten  angeführt, die größtenteils dem  H eer an­
gehörten und  erkennbar regional verortet waren. Einerseits m ag die T a t­
sache, dass es sich bei denjenigen, die die korporativen Forderungen auf 
gewaltsame A rt und W eise vorbrachten, um  O berste handelte, eine ge­
wisse beruhigende W irkung haben, denn es ist schw er vorstellbar, dass
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ein von  der m ittleren H ierarchie getragener Staatsstreich E rfolg haben 
könnte; andererseits sorgt die O ffensichtlichkeit des fehlenden instituti­
onellen G ehorsam s für Ungewissheit hinsichtlich der langfristigen V er­
pflichtung der Streitkräfte gegenüber den dem okratischen N orm en  und 
Institutionen. D er neue G rund ton , m it dem  die Regierung M enem  die 
A ußenbeziehungen des Landes versehen sollte,5 entsprach auch einem 
veränderten internationalen K ontex t und  einer dringenden N otw endig­
keit, sich in die globale G em einschaft einzugliedem . D ie Regierung Al­
fonsin hatte dies nicht als prioritäre A ufgabe angesehen.
D ie Strategie der Regierung M enem  gegenüber den Streitkräften
D ie Regierung M enem  hoffte einerseits, dass die Streitkräfte zu einem 
Prozess der Selbstreinigung finden w ürden, indem  sie diejenigen aus­
grenzten, die die Befehlsstruktur m issachtet hatten, und diejenigen be­
straften, die einen A ngriff au f die Bürgerrechte unternom m en hatten. 
D ie Ergebnisse des Selbstreinigungsprozesses w aren minimal, aber sie 
führten erneut zu in ternen A useinandersetzungen, denn die jungen O ffi­
ziere wollten nicht m it den K osten von O perationen belastet werden, 
m it denen sie selbst nichts zu tun gehabt hatten.6 A ber vor die A lternati­
ve gestellt, die ehemaligen V orgesetzten zu kritisieren und  dam it die in­
ternen D ivergenzen in die Ö ffentlichkeit zu tragen oder das Im age einer 
hierarchischen und  strukturierten O rganisation aufrechtzuerhalten, ent­
schieden sie sich für die V erteidigung der K orporation .7
Z um  anderen war die Regierung der Ansicht, dass die Streitkräfte 
sich m odernisieren und  reform ieren m üssten, um  die politische Stabilität 
zu gewährleisten. D er neue politische A nsatz der Regierung M enem  und 
die K ursänderungen im  Bereich der A ußenpolitik zwangen die Streitkräf­
5 Z ur A ußenpolitik siehe den Beitrag von Bodem er in diesem Band.
6 Dies w urde beispielsweise deutlich, als m an Admiral Massera den E intritt zum  Círculo 
del M ar verweigerte, einer Organisation, der aktive und im  Ruhestand befindliche 
Offiziere angehören {(Clarín, 31.3.1998).
7 Diese korporative Logik erklärt die gemeinsam e Reaktion der Streitkräfte angesichts 
der W eigerung des Kongresses, den M arineoffizieren R olón und Pernia die anstehen­
de B eförderung zu gewähren. Gleiches gilt für die V ertuschung der inneren Ausein­
andersetzungen innerhalb des Heeres, als m an verhindern wollte, dass die öffentliche 
M einung von den V orbehalten vieler Offiziere angesichts der Reden von General 
Balza erführe, in denen dieser die V erantwortlichkeiten des Heeres im  Rahm en des 
Schm utzigen Krieges anerkannt hatte.
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te dazu, sich G edanken über ihre zukünftigen Aufgaben zu m achen 
(D iam int 1995).
O bw ohl sie explizit die dem okratischen Regeln anerkannten, zeigten 
die A usdrucksform en der Streitkräfte, dass sie nicht im m er dazu bereit 
waren, sich der Regierung sowie den dem okratischen Institu tionen und 
N orm en  unterzuordnen. D ies w urde anlässlich der Vorstellung der 
„Strategischen K onzeption  der M arine“ deutlich. D ie entsprechende D i­
rektive nützte eine vom  Verteidigungsm inisterium  nicht bedachte G eset­
zeslücke und  interpretierte diese im Sinne autonom er Spielräume ohne 
politische K ontrollen. D ie Marine arbeitete einen strategischen Plan aus, 
in dem  sie selbst ihre A ufgaben und  die diesen zugrundeliegenden K rite­
rien definierte. M an hatte ein T reffen vorbereitet, an dem  Regierungs­
funktionäre, Parlam entarier und  M edienvertreter teilnahm en und bei 
dem  eine Publikation vorgestellt w erden sollte, die diese Planungen öf­
fentlich m achte. D as T reffen wurde zwei Tage vor dem  vorgesehenen 
Term in aufgrund einer Intervention durch Mitglieder der V erteidigungs­
kom m ission des K ongresses abgesagt. Interessanterw eise w urde der für 
die vorzeitige V eröffentlichung verantw ortliche K onteradm iral José Ro­
berto Fernández, dem  m an eine glänzende Karriere vorausgesagt hatte, 
in den vorzeitigen R uhestand versetzt. D iese Entscheidung führte erneut 
zu einem Zerw ürfnis innerhalb der M arine (Clarín, 30.10. 1993; Página 12, 
31.10.1993).
Dieses Ereignis verdeutlichte die fehlende K om m unikation zwischen 
den K om m andanturen der Teilstreitkräfte sowie zwischen diesen und  
dem  zuständigen M inisterium. A uch das Fehlen einer parlam entarischen 
K ontrolle w urde sichtbar. E in  Ausweg aus der verfahrenen Situation 
w urde durch eine Stärkung der institutionellen Struktur und  H ierarchie 
gesucht. D abei spielten sow ohl M arinechef K om m andant M olina Pico 
als auch die E ntscheidungen von Präsident M enem  eine wichtige Rolle.8 
E in größerer K onflikt konnte verm ieden werden, aber diese M ini-Krise 
brachte wenig transparente Verhaltens form en und  überkreuzte Loyalitä­
ten ans Licht. Z udem  zeigte sich, dass das Verteidigungsm inisterium
8 Molina Pico betonte, dass Fernández ohne seine Erlaubnis zu einer Pressekonferenz 
in das Marinegebäude eingeladen habe. Angesichts der A rt und W eise, wie innerhalb 
des Militärs m it Hierarchien umgegangen wird, ist dies jedoch unwahrscheinlich. 
Fernández bat um  ein Ehrengericht, welches letztendlich zu der Ansicht kam, dass 
Molina Pico nichts vorzuw erfen sei; es verhängte eine leichte Sanktion gegen 
K onteradm iral Fernández und zeigte damit, dass die Institution über allen anderen 
Ü berlegungen steht (La Nación, 28.10. 1993; E l Cronista Comeräal, 2.11. 1993; E l 
Cronista Comercial, 8.12.1993; E l Litoral, 12.12.1993).
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nicht der wichtigste A nsprechpartner der Streitkräfte war. D ie militäri­
schen Führungsstäbe verließen sich nicht au f den form alen D ienstw eg, 
sondem  suchten den direkten K ontak t zum  Präsidenten.
W ährend der Am tszeit von  Präsident M enem  fühlten sich die Streit­
kräfte dazu veranlasst, im  Rahm en der von  der Exekutive festgelegten 
Bedingungen zu verhandeln. M an erkannte, dass direkte K ontakte m it 
dem  Präsidenten, Einflussversuche bei wichtigen außenpolitischen T h e­
m en oder die N ähe zur „U m gebung“ des Präsidenten bessere Ergebnisse 
versprachen als die E inhaltung des D ienstweges und  der offizielle D ialog 
m it der Regierung. Beispielsweise w ar die U C R -O pposition  im  K ongress 
nicht dazu bereit, die E ntsendung von  Kriegsschiffen in den persischen 
G o lf zu unterstützen, da m an die dortigen A useinandersetzungen als Teil 
der nordam erikanischen Ö linteressen und  nicht als eine B edrohung für 
den W eltfrieden betrachtete. Z udem  fand die E ntsendung der Schiffe an 
den G renzen  der Verfassungsm äßigkeit statt, insofern jede Kriegserklä­
rung vom  K ongress autorisiert w erden muss. Für die A rm ee dagegen bo t 
sich eine M öglichkeit, die V erbindungen zur Regierung zu verbessern 
und  ihre Rolle als Profession zu stärken. D ie V erantw ortlichen zeigten 
keine Skrupel angesichts der N ichtbeachtung der verfassungsm äßigen 
N orm en  (.Pagina 12, 22.8.1990 u. 24.8.1990; Clarín, 19.9.1990).
M enem  w andte eine Strategie von  Zuckerbrot und  Peitsche an. E r 
w ar sich bewusst, dass die Regierbarkeit von  seinem G eschick abhing, 
sich die traditionellen K orporationen  der argentinischen Gesellschaft -  
die Streitkräfte, die K irche und  die G ew erkschaften — nicht offen zu 
Feinden zu m achen. D ie Militärs ihrerseits nutzten  die wenigen M öglich­
keiten, in denen sie die privilegierten A kteure einer staatlichen Politik 
waren. So übten  sie D ruck  au f den Verteidigungsm inister aus, um  diesen 
von der U nm öglichkeit der E inführung  eines freiwilligen M ilitärdienstes 
zu überzeugen, w enn die H aushaltszuw eisungen nicht erhöh t würden. 
E benso  erklärten sie, dass die m enschlichen und  materiellen Ressourcen 
für eine Teilnahm e an internationalen Friedensm issionen nicht zur V er­
fügung stünden, w ohlwissend, dass dies eine außenpolitische Priorität 
w ar.9 E in  O ffizier der Luftwaffe äußerte die Ansicht, dass der Regie­
9 „W ir werden ein Bataillon m it 300 M ännern [nach Haiti] entsenden, wie dies auch 
m it Zypern geschehen ist, w enn die finanziellen Voraussetzungen für eine solche 
Aufgabe gegeben sind.“ Letztlich w urden 350 M ann entsandt, die mit Mitteln außer­
halb des norm alen Haushaltes finanziert wurden. D ie Streitkräfte wussten sehr ge­
nau, dass für prioritäre Ziele im m er die erforderlichen Mittel gefunden werden und 
dass dafür n icht au f die formale Struktur des Staatshaushaltes zurückgegriffen wird 
(Las Andes, 22.10.1994).
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rungsstil von Präsident M enem  — das häufige Rekurrieren au f D ekrete 
und das caudillistische G ehabe — für die Streitkräfte ein Anreiz gewesen 
sei, ihre eigenen M achtsphären entgegen den vorgesehenen Regeln neu 
zu ordnen (Interview am 20.8.1998).
D ie Strategie der Luftwaffe blieb stärker den Bedingungen des über­
kom m enen Staatsmodells verhaftet, weshalb sie un ter M enem  die am 
wenigsten erfolgreiche der drei Teilstreitkräfte bei dem  B em ühen war, ih ­
re institutioneilen Spielräume zu verteidigen. Hinsichtlich des R aketen­
program m s Condor I I  nutzten die V erantw ortlichen alle ihnen zur V erfü­
gung stehenden Ressourcen, von der bürokratischen Legalität bis zum  
Lobbyism us und der Anm aßung. Ähnliche V erhaltensweisen zeigten sie, 
als es um  den K au f von  Flugzeugen des Typs A 4M  ging. Zw ischen dem  
C hef der Luftwaffe, Brigadegeneral Paulik, der von  Rechts wegen dazu 
befugt ist, über die A usrüstung seiner Streitkraft zu entscheiden, und  den 
V erantw ortlichen im  Verteidigungs- sowie im W irtschaftsm inisterium  
entwickelte sich ein K om petenzkonflikt. Paulik w ar V erpflichtungen ge­
genüber der US-Luftwaffe eingegangen, w ährend die M inisterien sich für 
ein A ngebot des U nternehm ens Lockheed entschieden. A uch in dieser 
Situation w andte sich der Luftw affenchef un ter U m gehung des V erteidi­
gungsm inisterium s direkt an den Staatspräsidenten. E rneu t w urde der 
K onflikt im Sinne der Luftwaffe und  un ter N ichtbeachtung der m iniste­
riellen Kritiken gelöst.10
D ie H aushalts- und  Ausrüstungsfragen führten zu angespannten und  
schwierigen Verhandlungen. Z u r gleichen Zeit, als die Sparm aßnahm en 
im  R ahm en der Steuerreform  beschlossen w urden, Heß m an es zu, dass 
die Streitkräfte über Ressourcen außerhalb der parlam entarischen K o n ­
trolle verfügten und  so ihre eigene Beschaffungspolitik betreiben konn­
ten. Beispielsweise kam  aufgrund des G erichts falles Y abrán die Bezie­
hung zwischen der Luftwaffe und  den U nternehm en Interbaires, In ter­
cargo und  Edcadassa ans lucht, die im  Bereich Lagerhaltung, Lasten-
10 U m  den K au f der Flugzeuge des Typs Skyw aks 4 A M  zu finanzieren, w urde ein 
zusätzlicher H aushaltsposten in H öhe von 315 Millionen Dollar nachträglich in das 
Budget für 1995 aufgenom m en. Gleichzeitig wurde die Luftwaffenfabrik A rea M ateri­
a l Córdoba an die nordam erikanische Firma Lockheed verkauft (La Nuera Provinda, 
17.2.1994). Angeblich bewahrte nur Präsident M enem  Luftw affenchef Paulik vor der 
Versetzung in den Ruhestand, die bereits durch Verteidigungsm inister O scar 
Camilión ausgefertigt w orden war (<Clarín, 20.2.1994).
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transport und  Duty Free Shops an Flughäfen tätig w aren.11 D iese G e­
schäftsverbindung basierte au f Ressourcen, deren V erw endung w eder 
durch die Legislative noch durch die K ontrollorgane der Exekutive 
überw acht wurde und die verschiedene Form en illegaler T ransaktionen 
ermöglichten. Einige dieser G elder stam m ten aus illegalen W affenver­
käufen: W ährend die Regierung im  „Verzeichnis K onventioneller W af­
fen“ (Registro de Arm as Convencionales) den A nkauf von  A usrüstungsgütem  
nicht angab, w urden US-amerikanische Unterlagen bekannt, aus denen 
der U m fang der durch A rgentinien getätigten K äufe hervorging.12 D ane­
ben gab es andere Form en der Ressourcenbeschaffung, die zwar nicht il­
legal waren, aber ebenfalls nicht aus norm alen H aushaltsm itteln herrühr­
ten. D ies galt beispielsweise für den V erkauf von  Reparatur- und  Be­
standserhaltungsdienstleistungen, w odurch Kapitaleinkünfte mittels des 
privaten Verkaufs von D ienstleistungen erzielt w urden.13
Diese Entscheidungen der Streitkräfte w aren w eder transparent, 
noch w urden sie im K ongress debattiert oder basierten auf formellen 
Ü bereinkünften m it den verantw ortlichen Ministerien. D ie M öglichkeit 
zu entsprechenden G eschäften ergab sich nicht aufgrund von korporati­
vem  D ruck, sondern als Ergebnis eines wechselseitigen Entgegenkom ­
m ens zwischen Regierung und  Militärs. A u f nicht-institutionelle W ege 
griffen som it sowohl die Streitkräfte als auch die politischen E ntschei­
dungsträger zurück. Diese Strategien zeigen eine Präferenz zur U m ge­
hung von  Regulierungsm aßnahm en und  institutionellen V erfahrensw ei­
sen. D as H andeln sowohl ziviler als auch militärischer Funktionsträger
11 D er U nternehm er Yabrán, welcher schließlich Selbstm ord beging, war ein Parade­
beispiel für die K orruption  unter Beteiligung von Regierungen, K orporationen und 
illegitimen W irtschaftsinteressen: Drogenhandel, W affenschieberei, Bestechung und 
V eruntreuung (Clarín, 16.6.1998; Da Nación, 3.7.1998). Auch die Beziehungen zwi­
schen dem  Bruder des Luftwaffenchefs Juliá und einem  W affenschieber standen 
damit in V erbindung (Clarín, 3.7.1998).
12 D ie Tageszeitung La Nación veröffentlichte am  4. Jun i 1998 folgende Meldung: „D er 
Tageszeitung L a  Nación Hegen Inform ationen einer hochrangigen gerichthchen Q uel­
le vor, aus denen hervorgeht, dass die Situation des Heeres hinsichtlich der illegalen 
V ersendung von K anonen und M unition nach K roatien sehr kom prom ittierend ist.“ 
Siehe auch L a  Nación, 6. u. 23.6.1998. D ie Explosion der M üitärfabrik in Río Tercero 
war absichtlich herbeigeführt w orden, um  die illegale Verschickung von Rüstungsgü­
tern  zu vertuschen (La Nación, 3.11.1997). Siehe auch den Bericht von Douglas Fa- 
rah, „A T u to r to Every Army in Latin Am érica“ , in: The Washington Post, 13.7.1998.
13 D ie Marine führt beispielsweise die W artung der T urbinen für die brasilianischen 
Streitkräfte durch. D urch ein günstiges A ngebot konnte sie G roßbritannien, das diese 
Aufgabe zuvor wahrnahm , aus dem  G eschäft drängen. Auch die Ausbildung von 
O ffizieren wird als Dienstleistung angeboten.
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zeichnet sich durch fehlende accountability und  Praktiken am Rande der 
Legalität aus. W ir haben es hier auch m it einem E rbe des Autoritarism us 
zu tun, der parteilichen und  verdeckten H andlungsw eisen auf K osten  der 
K ontrollrechte zivilgesellschaftlicher R epräsentanten Schutz gewährte.
In  den vergangen Jahren haben sich die Militärs zudem  in gewandte 
und flexible Funktionäre verwandelt, die es verstehen, sich an sich än­
dernde interne und  externe Rahm enbedingungen anzupassen. Sie kön­
nen genauso als internationale Förderer des Friedens auftreten wie als 
K atastrophenhelfer. Gleichzeitig entstand ein neues Risiko für die K on­
solidierung der Dem okratie: zu den militärischen M issionen kam en poli­
zeiliche Aufgaben hinzu, die die traditionellen M issionen der Landesver­
teidigung überlagerten, und  dies in einer Gesellschaft, in  der das B edürf­
nis nach größeren Sicherheitsm aßnahm en stieg, weil die alltägliche G e­
walt zunahm .14 Für die Militärs bo t sich dam it die M öglichkeit, neue 
Funktionen zu bekleiden, eine Quelle für A rbeitsplätze zu erschließen 
und  ihre Rolle zu legitimieren. D ie Dringlichkeit von  Lösungen für die 
G ew ährleistung der öffentlichen O rdnung  verschaffte den Militärs grö­
ßere Verhandlungsspielräum e m it den zivilen Entscheidungsträgern.
M ilitärpolitische Entscheidungsprozesse
Eines der zentralen T hem en, das w iederholt Anlass zu K onflikten zwi­
schen Militärs und  Regierung gab, w ar der Entscheidungsprozess in  ver­
teidigungspolitischen Fragen und  hinsichtlich der U m strukturierung des 
M ilitärhaushaltes. D ie N euordnung  der öffentlichen Finanzen w ar der 
A usgangspunkt für eine K ürzung der V erteidigungsausgaben und  dam it 
auch für die D efinition des neuen Stellenwertes der Streitkräfte innerhalb 
der staatlichen Institutionen. Aus einer institutionellen Perspektive be­
trachtet, m usste sich die Ü berw indung der autoritären M ilitärtradition in 
einer eindeutigen U nterordnung  der Streitkräfte un ter das für die Vertei­
digungspolitik verantw ortliche M inisterium  niederschlagen. Seit der 
Rückkehr zur D em okratie w urde das V erteidigungsm inisterium  von Zi­
vilisten geleitet, aber in den Führungsetagen fanden sich in der Regel 
zahlreiche O ffiziere im Ruhestand. D ie Loyalität dieser Funktionäre galt 
in erster Linie ihrer jeweiligen W affengattung, in zweiter Linie den Streit­
14 Im  Jahr 1996 gab es 171.000 Polizisten und 32.000 Sicherheitskräfte der Präfekturen 
und G endarm erien, die dem  Innenm inisterium  unterstehen; dem  standen 76.000 
M ilitärangehörige gegenüber, die dem  Verteidigungsm inisterium  unterstellt sind (E l 
Porteño 1, Septem ber 1996: 11).
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kräften insgesam t und erst an dritter Stelle der zivilen Regierung.15 Die 
V erantw ortung dafür, dass sich das M inisterium nicht an die N otw en­
digkeiten der D em okratie anpasste und den Militärs weiterhin große 
Spielräume bot, lag allerdings bei den zivilen Entscheidungsträgem . Ä hn­
lich sah es m it den Zuw endungen im  Rahm en des Verteidigungshaushal­
tes aus. D as Finanzverwaltungsgesetz sieht vor, dass die Ressourcen auf 
A nforderung des Verteidigungsministers durch den Finanzm inister zu­
gewiesen w erden, w obei die Zustim m ung des Bundesparlam entes n o t­
w endig ist. In der Realität erfolgen die Zuw endungen auf der Grundlage 
überkom m ener K riterien und  von  den K om m andanten der Teilstreit­
kräfte vorgelegter Anträge. D ie tatsächlichen M öglichkeiten des V er­
teidigungsministers, über die V erw endung der G elder zu verfügen, sind 
minimal. W enn es hoch kom m t, kann er die von  den Teilstreitkräften 
präsentierten A nforderungskataloge an der einen oder anderen Stelle 
kürzen, je nachdem , wie hoch die Zuw endungen durch das Finanzm inis­
terium  sind (D iam int 1994). Infolgedessen bestim m t nicht der zuständige 
M inister in erster Linie über die Ausgaben der Teilstreitkräfte und die 
dam it zu finanzierenden Aktivitäten, sondern das Militär selbst.
D och  auch w enn es den Streitkräften nach der Rückkehr zur D em o­
kratie gelungen ist, weitgehend selbst über die V erw endung ihrer Res­
sourcen zu entscheiden, so sahen sie sich doch m it rigiden Positionen 
hinsichtlich des Anteils des V erteidigungshaushaltes an den G esam taus­
gaben des Staates konfrontiert. D ie Streitkräfte treten m it anderen staat­
lichen Institutionen, die sich in der gleichen Situation befinden, in einen 
W ettbew erb um  die V erteilung des Haushalts. A uch zwischen den W af­
fengattungen gibt es ein Tauziehen um  die finanziellen Zuw endungen. 
Jede Streitkraft m uss sich Strategien überlegen, um  ihre eigenen finan­
ziellen Bedürfnisse so effizient wie möglich darzustellen. H ochrangige 
O ffiziere (insbesondere der Marine) belegten sogar K urse an prestige­
15 N och  1996 erhoben einige der teilnehm enden D elegationen aus Anlass der zweiten 
K onferenz der Verteidigungsminister Amerikas Einw ände dagegen, dass eine der 
Arbeitsgruppen „Die Rolle der Streitkräfte in der D em okratie“ betitelt werden sollte. 
Sie forderten, dies durch „Die Rolle D er Streitkräfte im 21. Jahrhundert“ zu ersetzen 
(Inform ation des Ministerio de Relaciones Exteriores, Comerão Intem aáonaly Culto, 12. Juni 
1996). E in  anderer Fall war der eines ehemaligen Generals, der die Abteilung Militär- 
politik des Verteidigungsministeriums leitete. Anlässlich eines bilateralen Treffens mit 
Brasilien legte er ein informelles Papier (non-paper) vor, in dem  ein Schema für ge­
m einsam e M ilitärinterventionen in Fragen des Drogenhandels vorgeschlagen wurde. 
Dies widersprach den rechtlichen Bestim m ungen und führte zum  erzwungenen 
Rücktritt des Abteilungsleiters.
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trächtigen Bildungseinrichtungen wie dem  Massachussets Institute o f Techno­
logy oder der N aval Postgraduate School in M onterrey, um  sich selbst in die 
Lage zu versetzen, ihre H aushaltsentw ürfe gemäß den kom plizierten 
M echanism en des neuen H aushaltsrechts ausarbeiten zu können.
Parallel zu dieser zurückhaltenden A kzeptanz der Spielregeln bem üh­
ten sich die Streitkräfte däm m , jede V erantw ortung für eine defizitäre 
V erw endung der erhaltenen R essourcen von  sich zu weisen. In  einem 
Schreiben des Heeres an das V erteidigungsm inisterium s w ar zu lesen: 
„Das Funktionieren des Heeres d arf nicht durch Sparzwänge und  sin­
kende M ittelzuweisungen, die oftm als ohne vorhergehende K onsultation 
stattfinden und  zu schwierigen Situationen führen, in M ideidenschaft ge­
zogen w erden.“ (La Nación, 24.11.1994) In  diesem Schreiben wies das 
H eer jede V erantw ortung für eine N ichterfüllung seiner öffentlichen 
A ufgaben in dem  M aße zurück, wie ihm  nicht die notw endigen R essour­
cen für die Realisierung seiner in der V erfassung festgelegten Funktionen 
zugebilligt würden. D em entsprechend könne die Gesellschaft dem  H eer 
w eder Nachlässigkeit vorw erfen, noch  es für die fehlende Sorgfalt bei 
der Instandhaltung seiner A usrüstung verantw ortlich m achen. D ie Spar­
politik w ird als den nationalen Interessen w idersprechend dargestellt, 
obw ohl es vo r allem die Interessen der Streitkräfte als eines privilegierten 
A kteurs sind, die dadurch E inschränkungen erfahren.
D ie zivil-militärischen B eziehungen
D ie m eisten Studien über die M ilitärkultur verweisen nachdrücklich auf 
die Prägung der Streitkräfte durch die verschiedenen A usbildungsein­
richtungen im  V erlauf der O ffiziersausbildung. Infolgedessen legte m an 
w ährend der A m tszeit von  Präsident A lfonsin besonderen W ert au f die 
V erm itdung und  Internalisierung dem okratischer W erte und  hoffte  dar­
auf, dass dadurch die autoritären T endenzen aus dem  kulturellen H ori­
zon t des Militärs verschw inden würden. D as Verteidigungsm inisterium  
bem ühte sich insbesondere um  die E rarbeitung neuer A usbildungspro­
gramme, deren Inhalte dem okratischen Regeln und  K onzeptionen ent­
sprechen und  Respekt gegenüber den Bürgern verm itteln sollten. A ber 
die M ilitärinstitutionen lehnten eine E inm ischung von  außen ab und  
neutralisierten die neuen Inhalte dadurch, dass sie an ihren Schulen wei­
terhin die alten Professoren beschäftigten. D em entsprechend waren die 
Erfolge in diesem Bereich nur begrenzt.
Ähnliche V ersuche w urden, allerdings weniger systematisch, w äh­
rend der Präsidentschaft von  Carlos M enem  initiiert. Verteidigungs-
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m inister Camilión wollte die N ationale Verteidigungsakadem ie (Escuela 
Nacional de Defensa-, E N D ) „zivilisieren“ und  griff dazu auf ähnlich gearte­
te A nsätze zurück wie die UCR-Regierung. Z um  D irek tor der E N D  er­
nannte er einen D iplom aten aus seinem persönlichen Freundeskreis, der 
die nicht gerade als H o rt der D em okratie bekannte E inrichtung zur 
Keimzelle einer neuen G eneration von  Funktionären m achen sollte, die 
eine zentrale Rolle im  R ahm en der zukünftigen Verteidigungspolitik 
spielen w ürden. Als M odell diente die V erteidigungsuniversität der V er­
einigten Staaten von Amerika, aber das V orhaben scheiterte an der W ei­
gerung des Heeres, der zivilen Verw altung eine Institution zu „überge­
b en “, die als die eigene betrachtet w urde.16
A u f der Suche nach m ehr gesellschaftlicher A nerkennung präsentier­
ten die Streitkräfte ihrerseits m ehrere Vorschläge, die zu einer A nnähe­
rung zw ischen Zivilisten und  Militärs führen sollten. D as H eer organi­
sierte K urse für Journalisten,17 bo t Film vorführungen zu militärischen 
T hem en an, bereitete eine M odenschau im  traditionsreichen Regiment 
von Patricios vor und  lud Familien m it K indern zu einem  Freizeitver­
gnügen ein, bei dem  im  Regim ent von  Palerm o Kriegsspiele simuliert 
wurden. Z udem  w urden zwischen dem  Sekretariat für M enschenrechte 
und  der N ationalen G endarm erie A bkom m en über Erziehungsm aßnah­
m en im  Bereich M enschenrechte unterzeichnet (La Nación, 19.4.1998). 
D ie M arine schickte einen F lottenverband in den H afen von Buenos Ai­
res und  regte K inder dazu an, Soldaten zu spielen.
D ie entscheidende Frage für die Beziehungen zwischen Militärs und 
Gesellschaft bleibt jedoch die Behandlung des Them as M enschenrechte. 
D ie Reden, in denen G eneral Balza die institutionelle V erantw ortung des 
H eeres für Folter und  Repression w ährend der M ilitärdiktatur anerkann­
te, bedeuteten  einen spektakulären W andel im  Vergleich zu den traditio­
nellen Positionen der Streitkräfte. U ber die G ehorsam spflicht der Solda­
ten äußerte er sich in einer Rede anlässlich der A bschlusszerem onie des 
Jahrgangs 1998 in der nationalen K adettenanstalt folgendermaßen:
16 D ie D N G  ist funktional und haushaltsm äßig dem  Verteidigungsm inisterium  un ter­
stellt, aber die Abschlüsse w erden durch die Provinzuniversität des Heeres (Universi­
dad Provincial del Ejéràtó) vergeben.
17 Im  Rahm en seines Abschlussvortrages sagte General Balza: „Die alte Vorstellung, 
nach der die Militärs eingeschlossen in ihrer Festung lebten, hat an Gültigkeit verlo­
ren, denn jetzt stehen die K asernentore für jedwede journalistische Recherche of­
fen.“ (La Nación, 3.12.1994).
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Gehorsam schuldet man nur legitimen Befehlen, die von legitimen 
Autoritäten gegeben werden. Erinnern Sie sich daran, dass man Ihnen das 
Recht gibt, Waffen zu tragen [...], aber dieses Recht gründet auf der 
Verfassungsnorm, welche die Rolle der Streitkräfte als Zwangsinstrument 
legitimiert. Nur wer an die Verfassung und an die Gesetze glaubt, kann 
verstehen, dass die legitime Regierung aus dem souveränen Willen des 
Volkes entspringt, welches seinen Repräsentanten sein eigenes Recht 
überträgt. Denken Sie deshalb daran, dass diese Waffen nur dann benutzt 
werden dürfen, wenn die verfassungsmäßige Macht es so verfügt, (zitiert 
nach Lm  Prensa, 13.12.1994).
D ie Erklärungen des H eereskom m andanten stießen au f die Zustim m ung 
der Zivilgesellschaft und  auf deutliche A blehnung bei den O ffizieren im 
Ruhestand. G eneral Balza ging es um  eine V ersöhnung zwischen dem  
H eer und  der Gesellschaft. Gleichzeitig sollte die E inheit des Heeres 
wiederhergestellt w erden, aber es gelang ihm  nicht, die Brüche zwischen 
den O ffizieren und ihren V orgesetzten zu überw inden {Clarín, 5.5.1995).
Sowohl Präsident M enem  als auch G eneral Balza bem ühten sich um  
eine E rneuerung der Beziehungen zwischen Streitkräften und  G esell­
schaft. A ber dem  H eereskom m andanten ging es auch darum, das U nbe­
hagen einiger seiner U ntergebenen und  vieler O ffiziere im  Ruhestand zu 
minim ieren, denn sein vorrangigstes Interesse galt der E rneuerung und 
dem  E rhalt der E inheit seiner Teilstreitkraft. G egenüber seinen G egnern 
innerhalb des H eeres reagierte er m it großer Entschiedenheit. E r  zeigte 
sich davon überzeugt, dass die öffentliche Reue das H eer erneuern und 
stärken und  zur N eudefinition seiner Rolle im  politischen Leben beitra­
gen werde. Diese A nstrengungen w urden jedoch durch zwei andere E r­
eignisse in M itleidenschaft gezogen, durch die die guten A bsichten und  
die G laubw ürdigkeit des H eeres in Frage gestellt wurden. Es handelte 
sich um  den T od  eines Soldaten in Folge von M isshandlungen durch 
seine V orgesetzten sowie um  den V erkauf von  W affen nach K roatien 
und  Ecuador. Beide Fälle ließen Zweifel hinsichtlich der m oralischen In­
tegrität des H eereskom m andanten aufkommen.
W ährend Balza öffentlich Reue zeigte, suchte die Marine die Schuld 
bei anderen und räum te der V erteidigung ihrer M itglieder Priorität ein. 
D ies w ar schon im  Fall der O ffiziere R olön und Pernia so gewesen, als 
deren Beförderung von  M enschenrechtsorganisationen und A bgeordne­
ten der Radikalen Partei in Frage gestellt w orden war. D er O berkom ­
m andierende der M arine, Admiral Molina Pico, stellte sich hinter die 
Forderungen seiner Streitkraft und  brachte die Angelegenheit an höchs­
ter Stelle vor. Auch w enn er dam it keinen Erfolg hatte, so sorgte sein
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V erhalten doch dafür, dass er von  K ritik aus den eigenen Reihen ver­
schont blieb. D ie Selbstkritik von  M olina Pico, die dieser im  N am en des 
Adm iralsrats vortrug und  nicht in persönlicher F orm  wie im  Falle von 
G eneral Balza, zeichnete sich durch einen stärker rechtfertigenden C ha­
rakter aus. V on ihm  w aren Sätze zu hören  wie: „D as V orgehen der 
Streitkräfte darf nicht so analysiert w erden, als ob sie die einzigen Betei­
ligten an der Angelegenheit gewesen w ären.“ (Clarín, 4.5.1995) oder „Die 
N ation w urde angegriffen und  hat sich verteidigt.“ (La Nueva Provincia, 
4.5.1995). D ie halbherzige Selbstkritik der M arine stand in besonderem  
K ontrast zu der Tatsache, dass die V orw ürfe des K apitäns Scilingo, der 
die Krise ins Rollen gebracht hatte, insbesondere die M arine kom prom it­
tierten. D ie m it dieser Streitkraft in V erbindung stehenden Fälle hatten 
den stärksten N achhall in der Ö ffentlichkeit gefunden.
Was die Luftwaffe angeht, so verband  G eneral Paulik die A useinan­
dersetzung m it den V erbrechen w ährend des „Schm utzigen Krieges“ m it 
Forderungen an die Regierung, für ein akzeptables Funktions- und  A us­
rüstungsniveau seiner Streitkraft zu sorgen. Seine Selbstkritik ging nicht 
auf eine interne, von  den W affenkam eraden geteilte Revision zurück, 
sondem  au f eine A ufforderung durch die Regierung.
K urze Zeit nach diesen Reden nahm  die Gesellschaft m it Ü berra­
schung die Erklärungen des ehemaligen K apitäns A lfredo Astiz zur 
K enntnis, der ausführlich die w ährend der D ik tatur begangenen G räuel­
taten schilderte und  diese als Teil einer institutionellen Politik der M arine 
bezeichnete (Cerruti 1998; Clarín, 16.4.1998). D iese Tatsache, genauso 
wie die spätere Anklage gegen G eneral Videla wegen K indesraubes, legt 
die nach wie vo r tiefgreifenden B rüche innerhalb der Gesellschaft offen. 
G eneral Balza selbst erkannte dies in einer Rede an:
Das Heer ist sich seiner institutionellen Verantwortung bewusst, es bemüht 
sich darum, einen schmerzhaften, nicht geführten Dialog in Gang zu brin­
gen über eine Vergangenheit, die nach wie vor eine offene Wunde im kol­
lektiven Bewusstsein der Argentinier darstellt (12.2.1998).
D ie Begrenztheit der Reuegefühlte und  die Fortexistenz autoritärer K o n ­
zeptionen zeigte sich im Fall Carrasco. D er Soldat Carrasco, ein Rekrut, 
der einer Familie aus dem  Süden des Landes entstam m te, starb infolge 
brutaler M isshandlungen, denen er wegen seiner religiösen Ü berzeugun­
gen ausgesetzt war. D er Leichnam  w urde erst Tage nach einer durch sei­
ne Familie aufgegebenen Verm isstenanzeige gefunden. Es kam  zu einem 
Prozess, in dessen V erlauf eine ganze K ette von  V orgängen aufgedeckt 
wurde, durch die die Ehrenhaftigkeit und  die ethischen Ü berzeugungen
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der H eeresangehörigen erneut in Zweifel gezogen wurden. G eneral Balza 
antw ortete au f den Vorfall im  N am en des Heeres: „Es handelt sich um  
ein abscheuliches V erbrechen [...] Ich em pfinde große Scham und ich 
werde sie noch  viel stärker em pfinden, w enn sich Beweise dafür finden — 
was ich glaube — dass Angehörige der Streitkräfte in den Fall Carrasco 
verwickelt sind.“ (Clarín, 19.9.1995). T ro tzdem  hatte die Gesellschaft das 
G efühl, dass W illkürakte und  V erbrechen vertuscht w erden sollten, zu­
mal sich schnell zeigte, dass es sich nicht um  einen Einzelfall handelte. 
D ie A usw irkungen w aren derart negativ, dass P räsident M enem  darauf­
hin beschloss, per D ekret die W ehrdienstpflicht abzuschaffen. D ies en t­
sprach einer Forderung der Bevölkerung, deren U m setzung über die in­
stitutionellen K anäle nicht möglich gewesen war. Sowohl die Parteilich­
keit, die im V erlauf der V erfahren v o r der lokalen und  der Militärjustiz 
deutlich wurde, als auch die A rt und  Weise, wie über die Schaffung eines 
Freiwilligen M ilitärdienstes entschieden wurde, verweisen auf die starke 
Personalisierung der argentinischen Politik.
Fehlende T ransparenz und  zweifelhafte E th ik  kom prom ittierten das 
H eer auch im  Falle der W affenverkäufe nach K roatien und  Ecuador, 
w ährend beide Länder sich im  Krieg befanden. D ie juristische A ufarbei­
tung dieser Angelegenheit ist noch nicht abgeschlossen, aber zweifellos 
handelt es sich um  Beispiele für ungesetzliche Praktiken der Streitkräfte, 
für K orruption  und  für Klientelismus. Sowohl der T o d  des Soldaten 
Carrasco als auch die W affenverkäufe sind Belege für autoritäre V erhal­
tensweisen der Streitkräfte, die au f Praktiken zurückgehen, wie sie w äh­
rend der M ilitärdiktatur üblich waren. Wie in den Jahren  der D iktatur 
spüren die Militärs auch angesichts ziviler Regierungen keine Verpflich­
tung, der G esellschaft Rechenschaft über ihre H andlungen abzulegen. 
Verschlim m ert w ird das G anze noch dadurch, dass die K orruptionsfälle 
von den zivilen Regenten toleriert w erden, die sich dam it dem  H ochm ut 
der M acht anschließen.
D ie Verteidigungspolitik
Als Ergebnis der Dem okratisierungswelle und  des E ndes der Spannun­
gen im  Rahm en des Kalten Krieges verflüchtigten sich die wichtigsten 
K onflikthypothesen, au f denen die argentinischen Streitkräfte ihr Selbst­
verständnis aufgebaut hatten. E ine Reihe von K onflikten, die in früheren 
Zeiten fast zum  A usbm ch kriegerischer A useinandersetzungen geführt 
hätten, konnten auf friedliche A rt und  W eise beigelegt werden. D azu ge­
hörten  die A bkom m en über die Beilegung der G renz Streitigkeiten zwi-
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sehen Chile und  A rgentinien und  das gemeinsame argentinisch-brasiliani­
sche Nuklearprogram m .
Gleichzeitig kam  es zu einer A usweitung gem einsam er militärischer 
U nternehm ungen. D ies gilt beispielsweise für die E insätze im  Rahm en 
von  U N ITA S, an der auch Militärs aus den USA, Brasilien und  Uruguay 
beteiligt w aren und  die zu einer Stärkung des gegenseitigen V ertrauens 
innerhalb der Region beitrugen. D ie gem einsam en F lottenm anöver A r­
gentiniens und  Chiles im  Südatlantik, die zunächst au f beiden Seiten auf 
W iderstand gestoßen waren, entwickelten sich zu einem historischen 
Schritt für die bilateralen M ilitärbeziehungen. A uch das gem einsam e 
A uftreten argentinischer und  chilenischer Militärs au f Zypern ist in die­
sem R ahm en zu sehen. Zweifellos reduzieren diese neuen Beziehungs­
m uster zwischen den Streitkräften der Region die G efahr bew affneter 
A useinandersetzungen. Auch die Schaffung des M ercosur m it den M it­
gliedern Argentinien, Brasilien, Uruguay und  Paraguay sowie Chile und 
Bolivien als assoziierten M itgliedern trug dazu bei, aus alten Feinden 
Partner zu machen.
D adurch konnten  die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten ge­
stärkt und  die E inbindung des Landes in den internationalen K ontext 
verbessert werden. Viele E xperten gehen auch davon aus, dass die 
D urchführung  begrenzter militärischer E insätze im  A usland zu einer 
Stärkung der zivilen K ontrolle über die Streitkräfte beiträgt (Pion- 
B erlin/A rceneaux 2000). Sie weisen aber auch d arau fh in , dass dies nicht 
autom atisch geschieht. D am it derartige Erfolge tatsächlich erzielt w er­
den, m üssen die entsprechenden Entscheidungen durch die zivilen 
A m tsträger getroffen und  von  den Streitkräften akzeptiert werden.
D ie un ter M enem  erfolgten Beteiligungen an internationalen Frie­
densm issionen w aren derjenige Bereich, in dem  die stärkste K ontrolle 
über die Streitkräfte ausgeübt w erden konnte und  die besten E rfahrun­
gen hinsichtlich der Zusam m enarbeit zwischen verschiedenen Verwal­
tungsbehörden gem acht wurden. D ie Entscheidungen über die Beteili­
gung an A uslandseinsätzen w urden auf ministerieller E bene getroffen 
und m it den Streitkräften abgestimmt. Allerdings w ar das A ußenm iniste­
rium  m it den entsprechenden V erhandlungen beauftragt, was dam it zu­
sam m enhängt, dass dieses M inisterium  auch für die Beziehungen m it den 
V ereinten N ationen zuständig ist. Es deutet aber auch darauf hin, dass 
das A ußenm inisterium  es besser als das V erteidigungsressort verstand, 
m it den Militärs um zugehen.
Seit 1990 verlagerte sich das G ravitationszentrum  der E ntscheidun­
gen über die Sicherheitspolitik ins Außenm inisterium , dessen zentrale
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Zielsetzungen im  militärischen Bereich lauteten: N ichtverbreitung von 
K ernw affen, friedliche Lösung von K onflikten und K ooperation im  Be­
reich der globalen Sicherheit. Z u r Verwirklichung dieser Ziele diente 
sowohl die Beteiligung an den Friedensm issionen der V ereinten N atio ­
nen als auch die M itarbeit im  Rahm en der Rüstungskontrolle. Diese Poli­
tik w ar erfolgreich und  führte zu einer A nnäherung A rgentiniens an die 
w estlichen Länder, sie stieß aber auch auf nicht zu übersehende interne 
W iderstände.
D as V erteidigungsm inisterium  ergänzte die A ufgaben des A ußenm i­
nisterium s, es ließ dabei allerdings klar durchblicken, dass n icht die Be­
völkerung, sondern das Militär seine wichtigste K lientel sei. O bw ohl es 
die D irektiven der Exekutive unterstützte, w ar es wesentlich w eniger ef­
fektiv bei der D efinition seiner Politik und  bei der V erdeutlichung seiner 
Ziele. D ie m angelhafte K oordination zwischen den Funktionären des 
M inisteriums und  den Streitkräften lähm te m anche Initiative und  führte 
zu Spannungen innerhalb des Kabinetts. D as M inisterium bem ühte sich 
kaum  däm m , eine G m ppe von  Fachleuten auszubilden und  dadurch eine 
A ufw ertung der Verteidigungsaufgabe im Rahm en der allgemeinen poli­
tischen Richtlinien der Regierung durchzusetzen. Im  neuen G esetz zur 
N euordnung der Streitkräfte wurde das Them a nicht einmal erwähnt. 
Zw ar schreibt das G esetz vor, dass das Verteidigungsm inisterium  über 
A ufrüstung und  Logistik bestim m en soll, entsprechende M aßnahm en 
w urden jedoch nicht getroffen.
A m  27. Jun i 1995 w urde das Centro Argentino de Entrenamiento Conjunto 
para Operaciones de Pap (CAECOPaz) geschaffen, in dem  die argentini­
schen Militärs au f ihren E insatz im  Rahm en von Friedensm issionen der 
U N O  vorbereitet werden. A uch Soldaten aus anderen lateinamerikani­
schen Ländern kom m en hierher, weshalb das Z entrum  auch als Instru ­
m ent zur V erbesserung der Beziehungen m it den Streitkräften der 
N achbarländer dient.
Abschließende Überlegungen
D ie U m gehung vorgeschriebener rechtlicher Kanäle durch die Streitkräf­
te, Einflussversuche mittels direkter K ontakte zum  Präsidenten und der 
E insatz halb-legaler Ressourcen zur D urchsetzung militärischer Interes­
sen — derartige Restbestände militärischer Selbstherrlichkeit untergraben 
die dem okratischen Institutionen. E ine solche Vorgehensweise un ter­
scheidet sich allerdings nicht allzu sehr von der Logik der M achtakkum u­
lation, wie sie die zivilen politischen K räfte betreiben. Im  Ergebnis neh­
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m en die A useinandersetzungen zwischen verschiedenen Fraktionen in ­
nerhalb des Staates zu, w obei es nicht in erster Linie um  institutionelle 
E rrungenschaften, sondem  um  persönliche Vorteile geht. N im m t m an 
zu diesem Panoram a G efahren bzw. H erausforderungen wie den D ro ­
genhandel, die Um w eltverschm utzung, den Terrorism us und  die organi­
sierte Krim inalität und  eine zukünftige Beteiligung der Militärs an A u f­
gaben im  Bereich der inneren Sicherheit hinzu, so ist unbedingt eine 
Stärkung der parlam entarischen K ontrollm echanism en notwendig, w enn 
es nicht zu einer weiteren V erschlechterung der Beziehungen zwischen 
Zivilgesellschaft und  Streitkräften kom m en soll.
D ie bislang auf diese H erausforderungen gegebene A ntw ort, nämlich 
der V ersuch einer stärkeren (staatsbürgerlichen) E rziehung der Militärs, 
ist in diesem  Zusam m enhang zwar ein wichtiger, aber lediglich ein se­
kundärer A spekt, der die zentrale Problem atik ausblendet. D ies zeigt sich 
auch an den bislang nicht besonders erfolgreichen Bem ühungen des Co­
mando Sur, zur staatsbürgerlichen E rziehung der lateinam erikanischen 
Militärs und  dam it zur D em okratisierung der Streitkräfte innerhalb der 
Region beizutragen. D ie Militärs beten die Lektionen über M enschen­
rechte nach, aber w enn sie dann nicht m ehr im  Klassenraum  sitzen, son­
dern konkrete Aufgaben realisieren, greifen sie erneut au f die traditionel­
len Repressions- und  Zw angsm aßnahm en zurück. D er W andel d arf sich 
daher nicht au f erzieherische M aßnahm en beschränken, sondem  v o r al­
lem m üssen M achtressourcen entwickelt werden, um  die zivile Suprem a­
tie über die Streitkräfte effektiv zur G eltung zu bringen.
N un  wäre es ebenfalls falsch zu glauben, dass die Streitkräfte nach 
wie vor voll und  ganz ihren überkom m enen K onzeptionen treu geblie­
ben sind. Ihre w ichtigste Forderung lautet heute, als legitime Akteure im 
Rahm en der Entscheidungsprozesse über Sicherheitsfragen anerkannt zu 
werden. D ie Militärs haben die E rfahrung gem acht, dass die einzige 
M öglichkeit zur Bew ahrung ihrer Institution in einer Welt, in der der m i­
litärische Faktor an G ew icht verliert und die politische und  ökonom ische 
Effizienz des Staates die wichtigste M achtquelle ist, darin besteht, über 
einen m odernen Staat zu verfügen, der ausreichende Ressourcen für die 
U nterhaltung der Streitkräfte bereitstellt. Carlos A cuña und  Catalina 
Sm ulovitz (1996: 192) betonen, dass „die U nterordnung der Streitkräfte 
unter die konstitutionelle M acht nicht aufgrund von entstehenden de­
m okratischen W erten geschieht, sondem  durch die Erkenntnis, dass bei 
Ü berschreitung gewisser G renzen das Ü berleben des A kteurs an sich in 
G efahr gerät.“ D ie durch die Anpassungspolitiken, die Ö ffnung  der 
Märkte und  die politische Stabilität etablierten R ahm enbedingungen las-
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sen den Streitkräften keinen Spielraum, um  ihre Forderungen losgelöst 
von  dem  neuen Staatsmodell zu entwickeln.
Es existiert ein Spannungsverhältnis zwischen der Rechtfertigung ei­
ner Zwangsgewalt, die den Streitkräften von  der Gesellschaft zu ihrem  
eigenen Schutz zuerkannt wird, einerseits, und  dem  W iderstreben der 
Militärs zu gehorchen, das au f der gleichen Gewaltbefugnis basiert, ande­
rerseits (Zagorski 1992; Feaver 1996). A uch w enn die Streitkräfte nicht 
daran denken, einen Staatsstreich durchzufuhren, können ihre politische 
A utonom ie und  das Fehlen gesetzlicher K ontrollen  zu einer systemati­
schen E inschränkung der zivilen K ontrolle führen. N otw endig  ist die 
vollständige E tablierung ziviler Suprematie, d.h. die Fähigkeit der dem o­
kratisch gewählten Regierung, über die nationale Verteidigung zu bestim ­
m en und  die D urchführung  der von ihr angeordneten M aßnahm en zu 
überw achen (Agüero 1995: 41-52). N u r so kann die U nsicherheit h in­
sichtlich der langfristigen T reue der Streitkräfte gegenüber den zivilen 
H errschaftsträgern beseitigt werden.
In den gegenwärtigen m arktwirtschaftlich orientierten D em okratien 
ist es w enig wahrscheinlich, dass die Ziele der Regierung m it den In teres­
sen der Streitkräfte übereinstim m en. Beispielsweise n im m t ein Teil der 
Militärs das V oranschreiten der regionalen Integrations- und  K ooperati­
onsprozesse als G efahr für die nationalen Interessen wahr. A uch in Ar­
gentinien hat ein Sektor der Streitkräfte sich um  eine A nnäherung an P o­
litiker bem üht, die sich für eine R ückkehr zu einer stärker nationalistisch 
orientierten Politik aussprechen (Rico 1997). Solange die Militärs die 
Verteidigung der eigenen K orporation  als ih r wichtigstes Ziel betrachten, 
wird es schwierig sein, zu einem  dauerhaften K onsens hinsichtlich gesell­
schaftlicher N orm en und  Institutionen zu gelangen. M ehr noch, solange 
die Subordination der Streitkräfte un ter die zivilen M achthaber nicht auf 
der G rundlage legal-rationaler K riterien geschieht, sondern informell, in 
Funktion von  M achtpfründen, büßen die Militärs Spielräume für institu­
tionalisierte V erhandlungen ein und  verfügen über w eniger Mittel, um  ih ­
re gem einsam en oder je nach W affengattung spezifischen Interessen 
durchzusetzen. A ber auch w enn die institutionellen Forderungen ge­
schw ächt w erden, erlauben es ihnen die persönlich geführten V erhand­
lungen über den A ustausch von  Gefälligkeiten, ihre korporativen V or­
rechte innerhalb des dem okratischen Rahm ens zu bewahren.
D ie Theorie geht davon aus, dass ein durch Z usam m enbruch der 
M ilitärherrschaft erfolgter Übergang zur D em okratie die Streitkräfte als 
politischen A kteur eliminiert. A ber wie wir gesehen haben, verschw an­
den die Streitkräfte in A rgentinien w eder von  der politischen Bühne,
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noch fand ein grundlegender W andel ihrer korporativen K ultur statt. Es 
stellt sich die Frage, inwiefern die Fortexistenz autoritärer Legate eine 
B edrohung für die Stabilität der dem okratischen Institutionen darstellt. 
W orin besteht das Risiko? D ie Militärs passten sich an die Strukturre­
form en und  die Anpassungspolitiken auf patrim oniale A rt und  W eise an 
und konnten  ihre M achtquellen erhalten. A n die D em okratie passten sie 
sich in korporativer M anier an und  bem ühten sich däm m , ihre Privile­
gien zu  bewahren. Sie verfügen heute über w eniger R essourcen als in 
früheren Zeiten, um  die zivile M acht in Frage zu stellen, aber es ist nicht 
gelungen, genügend gesellschaftliche K apazitäten zu entwickeln, die zu 
einer institutionellen Stärkung der D em okratie und  zum  A bbau spezifi­
scher V orrechte der Streitkräfte beitragen könnten.
D ie neoliberalen A npassungspolitiken und  Staatsreform en haben zu 
einer stärkeren politischen K ontrolle der Streitkräfte beigetragen. Die 
neue S taatsstruktur sorgt dafür, dass die Militärs nur noch eine R andpo­
sition innerhalb des H errschaftsm odells einnehm en. Infolge der Sparpo­
litik sehen sich die Streitkräfte zunehm end in einer V erhandlungspositi­
on, die sich nicht sonderlich von  der anderer gesellschaftlicher A kteure 
unterscheidet. A ber auch w enn in A rgentinien die M acht der Streitkräfte 
zur D urchführung  eines Staatsstreiches gebrochen w erden konnte, so gilt 
dies n icht für autoritäre V erhaltensweisen und  Legate, die das politische 
Regime abqualifizieren und  D efizite im  H inblick auf das Funktionieren 
der D em okratie nach sich ziehen. Letzten Endes hat sich die D em okratie 
konsolidiert, ohne eine zufriedenstellende Lösung für die Frage der zivil­
militärischen Beziehungen zu finden.
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